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1. Vorbemerkungen  

In dieser Entscheidung lehnte der EuGH eine grundrechtliche Kontrolle eines 
mitgliedstaatlichen Verhaltens mangels ausreichenden 
Gemeinschaftsrechtsbezugs (jetzt: Unionsrecht) ab. Danach stellt ein in einem 
Mitgliedstaat legal vorgenommener Schwangerschaftsabbruch zwar eine 
unionsrechtlich geschützte Dienstleistung dar; das grundrechtlich geschützte 
Recht Dritter, sich in anderen Mitgliedstaaten über diese Dienstleistung zu 
informieren, fällt jedoch nicht in den unionsrechtlichen Schutz der 
Dienstleistung, sondern verbleibt allein in dem Regelungsbereich des 
betreffenden Mitgliedstaates. 

 
 
2. Sachverhalt 
In einer Publikation irischer Studenten wurde auch über 

Abtreibungsmöglichkeiten in Großbritannien informiert. Eine Vereinigung 

zum Schutz ungeborenen Lebens erwirkte hiergegen eine einstweilige 

Verfügung, da nach irischem Recht sowohl Schwangerschaftsabbrüche, als 

auch darauf gerichtete unterstützende Handlungen untersagt sind. In dem 

Gerichtsverfahren beriefen sich die Studenten auf gemeinschaftliche 

Rechtsgewährungen. Der Gerichtshof entschied im Rahmen eines 

Vorabentscheidungsverfahrens und sah das Verbot der Verbreitung von 

derartigen Informationen durch eine Vereinigung ohne Verbindung mit den 

Leistungserbringern als gemeinschaftsrechtsmäßig an. 

 

 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

17      Nach Absatz 1 dieses Artikels sind Dienstleistungen im Sinne des 
EWG-Vertrags Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, 
soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr 
und über die Freizügigkeit der Personen unterliegen. Artikel 60 Absatz 2 
Buchstabe d EWG-Vertrag bestimmt ausdrücklich, daß freiberufliche 
Tätigkeiten unter den Begriff der Dienstleistungen fallen. 
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18      Es ist festzustellen, daß der Schwangerschaftsabbruch, wie er in 
mehreren Mitgliedstaaten legal praktiziert wird, eine ärztliche Tätigkeit 
darstellt, die in der Regel gegen Entgelt erbracht wird und im Rahmen einer 
freiberuflichen Tätigkeit ausgeübt werden kann. Jedenfalls hat der Gerichtshof 
im Urteil vom 31. Januar 1984 in den verbundenen Rechtssachen 286/82 und 
26/83 (Luisi und Carbone, Slg. 1984, 377, Randnr. 16) bereits die Ansicht 
vertreten, daß ärztliche Tätigkeiten in den Geltungsbereich des Artikels 60 
EWG-Vertrag fallen. 

19     Die SPUC trägt jedoch vor, die Vornahme einer Abtreibung könne nicht 
als Dienstleistung angesehen werden, da sie höchst unmoralisch sei und die 
Zerstörung des Lebens eines menschlichen Wesens, nämlich des ungeborenen 
Kindes, zur Folge habe. 

20     Derartige Argumente, welchen Wert sie in moralischer Hinsicht auch 
haben mögen, können die Antwort auf die erste Vorlagefrage nicht 
beeinflussen. Denn es ist nicht Sache des Gerichtshofes, die Beurteilung, die 
vom Gesetzgeber in den Mitgliedstaaten vorgenommen worden ist, in denen 
die betreffenden Tätigkeiten legal ausgeübt werden, durch seine eigene 
Beurteilung zu ersetzen. 

(…) 

24     Was erstens Artikel 59 EWG-Vertrag anbelangt, der jede Beschränkung 
des freien Dienstleistungsverkehrs verbietet, so ergibt sich aus dem 
Sachverhalt des Ausgangsverfahrens, daß der Zusammenhang zwischen der 
Tätigkeit der Studentenvereinigungen, deren Vorstandsmitglieder Herr Grogan 
und die übrigen Beklagten des Ausgangsverfahrens sind, und den ärztlichen 
Schwanger-schaftsabbrüchen, die in Kliniken in einem anderen Mitgliedstaat 
vorgenommen werden, zu lose ist, als daß das Verbot der Verbreitung von 
Informationen als eine Beschränkung im Sinne von Artikel 59 EWG-Vertrag 
angesehen werden könnte. 

25     Denn wenn die Studentenvereinigungen, die die im Ausgangsverfahren 
umstrittenen Informationen verbreiten, nicht mit den Kliniken 
zusammenarbeiten, deren Adressen sie veröffentlichen, so unterscheidet sich 
diese Situation von derjenigen, aufgrund deren der Gerichtshof im Urteil vom 

7. März 1990 in der Rechtssache C-362/88 (GB-Inno-BM, Slg. 1990, I-667) 
die Ansicht vertreten hat, dass ein Verbot der Verbreitung von geschäftlicher 
Werbung den freien Warenverkehr beeinträchtigen kann und deshalb in den 
Anwendungsbereich der Artikel 30, 31 und 36 EWG-Vertrag fällt. 

26     Die Informationen, auf die sich die Vorlagefragen beziehen, werden aber 
nicht im Auftrag eines in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen 
Wirtschaftsteilnehmers verbreitet. Sie stellen vielmehr eine Inanspruchnahme 
der Meinungs- und Informationsfreiheit dar, die von der wirtschaftlichen 
Tätigkeit, die die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Kliniken 
ausüben, unabhängig ist. 

27     Daraus folgt, daß jedenfalls ein Verbot der Verbreitung von 
Informationen unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens nicht als 
eine Beschränkung im Sinne von Artikel 59 EWG-Vertrag angesehen werden 
kann. 

(…) 

31     Wie u.a. aus dem Urteil vom 18. Juni 1991 in der Rechtssache C-260/89 
(Elleniki Radiophonia Tileorassi, Slg. 1991, I-2925, Randnr. 42) hervorgeht, hat 
der Gerichtshof im Vorabentscheidungsverfahren dann, wenn eine nationale 
Regelung in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fällt, dem 
vorlegenden Gericht alle Auslegungskriterien an die Hand zu geben, die es 
benötigt, um die Vereinbarkeit dieser Regelung mit den Grundrechten 
beurteilen zu können, deren Wahrung der Gerichtshof sichert und die sich 
insbesondere auch aus der Europäischen Menschenrechtskonvention ergeben. 
Dagegen besitzt er diese Zuständigkeit nicht hinsichtlich einer nationalen 
Regelung, die nicht in den Bereich des Gemeinschaftsrechts fällt. Angesichts 
des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens sowie der vorstehenden 
Feststellungen zum Anwendungsbereich der Artikel 59 und 62 EWG-Vertrag 
ist dies bei dem Verbot, das Gegenstand des Rechtsstreits vor dem 
vorlegenden Gericht ist, der Fall. 


